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Antrag 58/II/2021 FA I - Internationale Politik, Frieden und Entwicklung

Schnallst Du’s? Bildung weltweit für alle finanzieren und umsetzen!

Beschluss: Annahme

Wer nicht lesen und schreiben kann, kann nur in begrenztemMaße am ökonomischen Leben und dem politischen Geschehen

teilnehmen. Bildung ist der Weg zu Demokratie und Frieden, zu Wohlstand. Bildung ist ein universelles Menschenrecht. Bil-

dung ist das vierte der nachhaltigen Entwicklungsziele – und dennoch selbst vor der Pandemie chronisch unterfinanziert. Als

Auswirkungen der teilweise andauernden Schulschließung auf Grund von COVID 19 konnten weltweit 260 Millionen Kinder

nicht zur Schule gehen. 617Millionen Kindern fehlt es heute an grundlegenden Kenntnissen im Lesen und Rechnen, besonders

betroffen sind geflüchtete Kinder und Kinder in Konfliktregionen. Dennoch weigert sich das Entwicklungsministerium, Bil-

dung sowohl inhaltlich als auch finanziell imMinisterium zu priorisieren. Eine ganze Generation von Kindern darf nicht mehr

zurückgelassen werden!

 

Aus diesem Grund fordern wir:

Globale Bildung muss umfassend und prioritär im Entwicklungsministerium und im Auswärtigen Amt strategisch verankert

und finanziell ausgestattet werden.

 

Konkret fordern wir:

• Das Ziel von entwicklungspolitischer Förderung des Bildungssektors im Globalen Süden muss normativ und konzeptio-

nell im Entwicklungsministerium formuliert werden. Dies muss sich an sozialdemokratischen Werten orientieren und

beinhalten, dass Bildung mehr ist als die Schaffung von Humankapital für Wirtschaftswachstum. Bildung ist Demokra-

tieerziehung und Hebel für nachhaltige Entwicklung im Sinne der Agenda 2030.

• Qualitative Bildungmuss für alle vulnerablen Gruppen zugänglich Aus demGrundmuss der Einfluss privater Unterneh-

menunddie Privatisierungder Bildungeingedämmtunddie Bildungaus öffentlicherHandgestärktwerden.Nachhaltige

Konzepte von qualitativer Bildung, die Investition in Pädagogik, Ausstattung der Schulen und Lehrmaterialien, Finanzie-

rung der Aus- undWeiterbildung Lehrer*innen muss gestärkt werden in der Entwicklungszusammenarbeit.

• Bildungsfinanzierungmuss ausgebaut und ein angemessener Anteil davon in Grundbildung investiert werden. Multila-

terale Instrumente und Partnerschaften müssen strategisch genutzt und ausgebaut werden. Ein angemessener Beitrag

Deutschlands kann bei einem jährlichen Kernbeitrag von 110 Millionen Euro für Bildung liegen.

• Grundbildung muss im Kontext eines lebenslangen Lernens verschiedene Phasen des Lernens berücksichtigen – ein-

schließlich der frühkindlichen Bildung.

• Bildungspolitik muss inklusiv, antirassistisch und gendergerecht gestaltet werden, um Geschlechternormen aufzubre-

chen, und Ressourcen, Lern- und Lehrpraktiken geschlechtergerecht zu verteilen. Dazu gehört auch die Förderung von

informellen oder alternativen Bildungsangeboten speziell für Mädchen.

• Der Bildungszugangmuss als lebensrettendeMaßnahme anerkennt werden – auch im Kontext desNexus von Humani-

tarer Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und Frieden, finanzielle Instrumente wie Education CannotWait müsen hier-

für gestärkt werden.

• Der Zugang zu Bildung muss über einen systemstarkenden, integrierten multisektoralen Ansatz erfolgen. Das umfasst

insbesondere die Förderung von Schulmahlzeiten, die Förderung von Kinderschutzmaßnahmen gegen sexuellen Miss-

brauch und körperliche Züchtigung und für gewaltfreie Erziehung. Sexuelle und reproduktive Gesundheit muss Teil des

Curriculums sein und dieses Curriculummuss gelebt werden.

• Schulen müssen ein Ort der Sicherheit Die von Deutschland 2018 unterzeichnete safe school declaration muss konse-

quent umgesetzt werden, damit Schulen weniger ein Ziel von militärischen Angriffen in Konfliktregionen werden und

die Opfer der Angriffe unterstützt werden.
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• Die Förderung von Digitalisierung im Bildungssektor muss einer Prüfung von Qualität unterzogen werden. Infrastruk-

tur wie Internet- und Stromzufuhr sowie Kompetenzen in der Anwendung von Nutzer*innen (Lehrpersonal, Eltern und

Schüler*innen)müssen im Einklangmit demdigitalen Angebot sein. Hardware kann keine qualitative Bildung oder Lehr-

personal ersetzen! Einfluss und Interessen von Multikonzernen in der digitalen Bildung müssen evaluiert werden.

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2023

Stellungnahme(n)

Beschluss des BPT 2023:

Überweisung an Forum EineWelt & GKMenschenrechte
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